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Zentralorgan der Sozialdemokrattfchen Partei Deutfcblands

Politiker Mord in Gftgalizien .
Ermordung des polnischen Schnlkurators für Ostgalizien .

Warschau . 20. Oktober . ( Eigener Drahkbericht . ) In Lem¬

berg siel der Schulbezirkskuralor Dr . S o b i n j k i einem politischen
Attentat zum Opfer . Don zwei ukrainische » Studenten wurde

er am Dienstag nachmittag 6 Uhr durch zwei Rcvolvcrschüssc
getötet . Der Beweggrund zu dem Mord liegt in einer Broschüre
Dr . Sobinskis , in der er die Ansprüche der Rulhencn ( Ukrainer ) auf

schulpolitischem Gebiet bekämpfte .
»

Dieses neue Attentat wird wieder einmal das Interesse
für die Minderheitsvölker des polnischen Staates erwecken .
Was zunächst die Behandlung der Deutschen anbelangt ,
für die ja auch der Kattowitzer Prozeß ein Symptom war ,

so hat erst jüngst der Schweizer Vorsitzende der Obcrschlesien -

kommission , Altbundespräsident C a l o n d e r , die polnischen
Maßnahmen als vertragswidrig verworfen , die möglichst
viele deutsche Kinder , selbst unter Fälschung des Willens der

Eltern , deutschen Schulen entziehen sollten , um dann diesen

Schulen „ mangels Bedürfnis " den Garaus machen zu können
— ein Verfahren , das übrigens auch in dem alten deutschen
Siedlungsgebiet von Lodz eifrig versucht worden ist , nur daß
die Minderheit dort nicht den Schutz Calonders oder des
Völkerbundes anrufen kann .

Nun hat die polnische Regierung , häufigen Versprechungen
gemäß , eine besondere Minderheitskommission ein -

gesetzt . Man wird ja sehen , was dabei herauskommen
wird . Die Welt hat so nach und nach gelernt , daß die aller -

meisten Kommissionen nur Verschleppungszwecke haben . Ziem -
lich gleichzeitig haben die Nationalparteien der Minderheits -
völker im Sejm eine Art Zweckverband gebildet , um zunächst
durch ein gemeinsames Presfcbureau dem Ausland die

Beschwerden der Minderheitsvölker Polens vorzutragen .
Die bittersten Klagen hört man von den östlichen Minder -

heitsoölkern Polens . Ist es für die Deutschen Westpolens
schmerzlich und erbitternd , von Deutschland losgerissen zu sein
und nur allzu oft ihre Beschwerden mit dem höhnischen ,
historisch allerdings , aber menschlich desto weniger bcrech -
tigten Hinweis auf die brutale Germanisierungspolitik der
verflossenen königlich preußischen Herrschaft beantwortet zu

sehen , so sehen sich die Weißrussen und Ukrainer von „ slawi -

schen Brüdern " bedrückt . Sind doch , wie aus zahllosen Sejm -

antrügen und - anfragen der Weißrussen hervorgeht ,
ihre ! v ch u le n so gut wie vollständig unterdrückt und deren

Lehrer fast ausnahmslos um Stellung und Verdienst ge -
bracht . Und im ukrainischen Ostgalizien , das Polen nur kraft
seiner okkupierenden Militärmacht besitzt , herrscht ebenso wie
in Cholm und Podolien der reine Kriegsabsolutismus . Ist
doch z. B. erst vor wenigen Tagen selbst in Lemberg eine Kon -

ferenz der ukrainischen Sozialdemokraten und Agrarsozia -
listen von der Polizei als „ Kommunistentagung " auseinander -

gesprengt worden , was allerdings die bald danach vollzogene
Vereinigung der beiden Parteien nicht gehindert hat . Ohne
daß etwa die Kommunistische Partei durch Gesetz in Polen
verboten wäre , wird ihr jedoch jede legale Betätigung ver -

wehrt , sie also zur Illegalität gezwungen , auf die wieder

schwere Strafen gesetzt sind und die naturnotwcndig der Lock -

spitzelet ein reiches Betätigungsfeld gibt . Daran fehlt es auch
in Oberschlesien nicht ; hat doch gerade Korfanty , der Viel -

abgesägte , letzthin genaue Angaben darüber veröffentlicht ,
welchen Hauptantcil Polizeikerle an den Bombcnatten -
taten usw . in der Wojewodschaft Kattowitz haben !

Gerade weil der moderne Sozialismus immer gefordert
hat , daß das polnische Volk seine staatliche Selbständigkeit
wieder erhalte , und weil wir Sozialdemokraten dem polni -
schen Volk wünschen , daß es seine Freiheit für immer ge -
wonnen haben möge , verwerfen wir eine polnische Minder -

heitenpolitik , die gerade die territorial geschlossen siedelnden
Litauer , Weißrussen und Ukrainer zwangsläufig zu
Irredentisten macht , da neben ihnen das gleiche Volk
im eigenen Staat lebt , frei von andersnationaler Unter -

drückung . Was aber die Behandlung der Deutschpolcn an -

belangt , so können ihre Beschwerden nicht . damit erledigt
werden , daß die Deutschen in Polen nicht ein geschlossenes
Siedlungsgebiet darstellen , und auch nicht daran , daß aller -

dings Preußen seine selbst anerkannten Schulverpflichtungen
gegenüber der polnischen Minderheit in Westoberschlesien und
Südostpreußen noch nicht genügend erfüllt .

Die Heöeutung von Thoirp .
Jouvenel sucht sie zu verkleinern .

Parks , 20. Oktober . ( Eigener Drahtbericht . ) Im „ Matin " er -

greift Senator Henri de Jouvenel zum erstenmal wieder seil

seinem Rücktritt vom Amte des Obcrkommissars in Syrien das Wort .

Es ist charakteristisch , daß dieser erste Artikel des Chefredakteurs des

„ Matin " der P o l i t i k von T h o i r y gewidmet ist . De Jouvenel

erklärt , in Deutschland übertreibe man die Bedeutung von Thoiry

ungeheuer . Er unternimmt es deshalb , „ auf Grund seiner Kenntnis

der Charaktere Briands und Stresemanns " , das Gespräch aus seine

richtige Bedeutung zurückzuführen . Er erklärt , Strcsemann habe in

der Unterhaltung zuerst begonnen , genauer zu werden . B r i a n d

habe ihni glücklich zugehört , habe nicht ja und nicht nein

gesagt . Cr habe die Möglichkeit einer Diskussion gesehen , habe
sich aber sofort überlegt , was die einzelnen Regierungen und die

öffentliche Meinung Europas dazu sagen werden . Das Wescnilichc

sei in seinen Augen gewesen , daß Stresemann unerkannt habe , daß ,
wenn er viel verlange , er auch einiges geben müsse . Man

sei sich schließlich , so versichert de Jouvenel , einig geworden , daß es

besser sei , zusammen zu frühstücken , als sich zu bekriegen . Dan » sei

jeder zufrieden nach seiner Seite abgegangen . Stresemann habe

von der Unterhaltung das zurückbehalten , was er selbst dabei gesagt

habe . Im Ministerrat habe Briand dann seine Unterhaltung erzählt ,
einer der Minister habe drei kleine Bemerkungen eingeworfen und

Poincarc habe Briand gedankt und erklärt , daß seine Mittel -

lungcn sicherlich zu ernstem Nachdenken Anlaß seien .

Um seine Auffassung zu erhärten , daß die Bedeutung von

Thoiry übertrieben werde , berichtete de Jouvenel von einer Unter .

rcdung zwischen Briand und einem Gemeindcratsmitglied seiner

Heimat . Hier habe Briand in zwangloser Unterhaiiung erklärt ,

von den 16 deutschen Milliarden müsse man zuerst die erste wirk -

lich in Aussicht haben . Es sei noch gar nicht festgelegt , es sei noch

nicht einnial in klaren Worten die Forderung nach der Räumung des

Rhcinlandes gestellt worden . Aber welches Interesse habe Frank

reich denn , süns Mimiken länger am Rhein zu bleiben , wo man doch

von dort fortgehen müsse ? Briands ländlicher Unterhaltungspartner

habe erklärt , die Handlungsweise Briands sei durchaus richtig , wenn

er einem deutsch - französischcn Duett ein volles Konzert aller

europäischen Nationen vorziehe , mit Deutschland mulse man doch

wohl noch ein wenig vorsichtig sein „ Ich weiß nicht " , schließt de

Jouvenel seinen Artikel , „ was Briand daraus geantwortet ha ! Aber

haben Sie nicht gemerkt , daß die dcutsch - französischen Unterhaltungen

sich ein wenig in die Länge ziehen ? "

Wenn es auch richtig ist , daß manche Kreise in Deutsch -
land geneigt sind , die Bedeutung der Unterredung von Thoiry
insofern zu übertreiben , als sie sich bezüglich des Tempos
der Entwicklung Illusionen hingeben , so sind zweifellos in

Frankreich Kräfte an Werke , die bestrebt sind , die Unter -

redung Briand - Stresemann als möglichst bedeutungslos und

unverbindlich hinzustellen .
Deshalb ist es vielleicht gut an den Wortlaut des

offiziellen Kommuniques zu erinnern , das un -
mittelbar nach dem Frühstück in Thoiry von Briand und
Stresemann herausgegeben wurde :

„ Im Verlauf dieser Unterhaltung prüften sie der Reihe nach
alle ihre beiden Länder interessierenden Fragen und suchten ge -
mcinsam nach den geeignetsten Mitteln , um die Lösung dieser
Fragen in deutschem und französischem Interesse und im Geiste der
von ihnen unterzeichneten Vereinbarungen sicherzustellen . Die
beiden Minister brachten ihre Auffassungen über eine Gcsamtlösung
der Fragen in Einklang , wobei sich jeder von ihnen vorbehielt ,
seiner Regierung darüber Bericht zu erstatten . Wenn ihre Auf -
sassungen von ihren beiderseitigen Regierungen gebilligt werden ,
werden sie ihre Zusammenarbeit wieder aufnehmen , um zu den
gewünschten Ergebnissen zu gelangen . "

Vielleicht erkundigt sich der Senator de Jouvenel beim
französischen Ministerpräsidenten , wer der Urheber dieser
offiziellen Verlautbarung gewesen ist .

Inzwischen haben , wie angekündigt , die beiden Außen -
minister ihren Kabinetten Bericht erstattet und beide sind
beglückwünscht worden . Danach müßte man annehmen , daß
man mit der Verwirklichung des Programms von Thoiry
beginnen könnte . Wenn Jouvenel meint , daß sich die Dinge
gar zu sehr in die Länge zu ziehen scheinen , so kann man
ihm nur beipflichten . Andererseits muß auch vor gewissen
Quertreibereien gewarnt werden , die sich in b e i d e n
Ländern gegen die Politik von Thoiry bemerkbar machen .
Dazu gehört u. a. die kürzlich vom selben Jouvenel erhobene
Forderung eines abermaligen Anschlußverbotes , einer neuen
Garantie der deutschen Ostgrenzen und dgl . Der heutige Versuch
Iouvenels , die Besprechungen von Thoiry als unverbindliche
Bagatelle hinzustellen , wird zwar große Freude bei den
deutschen Nationali st en erwecken , die sich jetzt auf
das Zeugnis eines Mitgliedes der französischen Völkerbunds -
delegation berufen können , er entspricht aber keineswegs den
Tatsachen und wohl auch nicht den Ansichten Briands .

Ein dlktaturtreuer Taschendieb . Einige Teilnehmer einer
„ Patr ! otcnliga " - Versammlung in Barcelona ließen einen
anderen Teilnehmer verhaften , weil er einen Anschlag auf den
Ministerpräsidenten plane . Borher verprügelten sie ihn erst . Ans
der Polizei konnte der Angeschuldigte beweisen , daß er ein ehr -
licher und friedlicher Bürger und trotzdem Mitglied des Patrioten -
Verbandes ist . Seinen Angeber aber erkannte man als
Dieb und fand eine Anzahl Messer , Gabeln , Lössel und
Likörgläser in seinen Taschen , die er aus dem Festsaal ent¬
wendet hatte .

Internationale Sozialpolitik .
Die Pionierarbeit der Sozialdemokratie .

Das Bedürfnis , den Arbeiterschutz nicht nur im e i g e-
neu Lande zu regeln , sondern dahin zu wirken , daß dieser
Schutz auch in anderen Ländern durchgeführt wird , wurde

schon frühzeitig erkannt . Bereits Robert Owen bemühte
sich , die Regierungen der Länder der heiligen Allianz davon

zu überzeugen , daß die gleichmäßige Verkürzung der Arbeits -

zeit und die allseitige Annahme des in seinen Betrieben

durchgeführten Arbciterschutzes wirtschaftliche Schädigung für
kein Land bringen könne . Jedem Lande würde im Gegenteil
der höhere Arbeiterschutz zugute kommen und die Volkskraft
im allgemeinen hätte davon Nutzen . Die Negierungen zeigten
kein Verständnis für diese von Owen aufgestellten Forderun -
gen . Es zeigte sich schon damals , daß Sozialpolitik im eigenen
Lande und auf internationaler Grundlage nur zu verwirk -

lichen ist , wenn starke gewerkschaftliche und poli -
tische Kräfte der Arbeiterschaft dahinter -
stehe n.

Die Beschlüsse , die auf internationaler Grundlage Fragen
des Arbciterschutzes und des Arbeitsrechts regeln , sind daher
noch jüngeren Datums . Einheitliche Beschlüsse von größerer
Bedeutung , die als Ausgangspunkt eines systematischen Aus -
baucs des internationalen Arbeiterschutzes gewertet werden
können , wurden erst 1906 in B ern gefaßt . Eist nachdem die
Sozialdemokratie auf internationalen Kongressen die Forde -
rung aufgestellt hatte und der politische Wille zu seiner Ver -

wirklichung dahinter stand , konnte die Idee greifbare Formen
annehmen . Fortschrittlich gesinnte Sozialpolitiker verschiede -
ner Länder schlössen sich 1969 in einer Vereinigung für
gesetzlichen Arbeiters chutz zusammen , um in syste -
matischer Weise die öffentliche Meinung und die Regierungen
für eine internationale Regelung bestimmter Fragen des

Arbeiterschutzes zu beeinflussen . Diese Vorarbeit führte dann

schließlich 1966 zur Annahme zweier Internationaler
Uebereinkommen , den sogenannten V e r n e r Kon -
v e n t i o n e n über das Verbot zur Verwendung weißen
P o s p h o r s in der Zündholzfabrikation und das Verbot der

Nachtarbeit für Frauen . Weitere Uebereinkommen ,
deren Annahme für 1914 vorgesehen war , kamen infolge des
Kriegsausbruchs nicht zur Annahme .

Der Forderung und dem unablässigen Drängen der orga -
nisierten Arbeiterschaft aller Länder ist es schließlich gelungen ,
beim Friedensschluß zu erreichen , daß im Teil XIII des
Friedensvertrages — zum ersten Male in Friedensverträgen
— Bestimmungen über den Arbeiterschutz und seine
internationale Regelung aufgenommen worden
sind . Die endgültige Form , in der die Wünsche der organi -
sierten Arbeiter verwirklicht wurden , erfüllte bei weitem n' cht
alle Hoffnungen . Aber die Tatsache , daß überhaupt der
Teil XIII Bestandteil des Friedensvertrages werden konnte ,
ist von welthistorischer Bedeutung .

Die Internationale Arbeitsorganisation
mit dem Internationalen Arbeitsamt in Genf ist
auf Grund dieser Bestimmungen errichtet worden . In ihr
sind neben den Regierungen der 56 Staaten des Völker -
bundes auch die gewerkschaftlich organisierten Arbeiter
und die organisierten Unternehmer vertreten . Hier ist
jetzt das geistige Zentrum für i n t e r n a t i o n a l e S o z i a ! -
Politik , hier sind die Triebkräfte , die sie immer weiter vor -
wärts treiben . Die Hauptaufgabe des Internationalen Arbeits -
amtes besteht in der Vorbereitung der jährlichen Arbeits -
k o n s e r e n z, des Weltparlamentcs für internationale Sozial -
Politik , das die internationalen Uebereinkommensenlwürfe
über Llrbeitcrschutz und Arbeitsrecht diskutiert , formuliert und
beschließt .

Bis jetzt liegen 24 . solcher Uebereinkommensentwürfc vor .
Ein ermutigender Anfang internationaler Sozialpolitik . Aller -
dings nur ein A n f a n g. Denn leider bilden d' . ese angenom -
mencn Uebereinkommensentwürfc n' cht ohne weiteres ver -
kindliches , internationales Recht . Die angeschlossenen Staaten
müssen d' ese Entwürfe erst noch ratifizieren , d. h. durch
ihre gesetzgebenden Körperschaften annehmen lassen , bevor sie
verbindliches Recht für die Mitgliedsstaaten werden . Damit
lassen sich aber verschiedene Staaten noch sehr viel Zeit .
Diese Unvollkommenheit ist die Ursache für sehr viele Schmie -
rigkeiten , die der Verwirklichung des Zieles der inter -
nationalen Sozialpolitik im Wege stehen . Diese Schwierig -
keitcn zu überwinden , ist die besondere Aufgabe der organi -
sierten Arbeiterschaft in jedem Lande . Sie muß von ihrer
Regierung und ihrem Parlamente die Ratifizierung der
Uebereinskommensentwürfe der Genfer Arbeitskonferenz ver -
langen , dem erst die Ratifizierung durch die einzelnen Länder
schafft das angestrebte , einheitliche , internationale Arbeitsrecht .

Besonders das für die Arbeiterschaft wichtige
Uebereinkommen über den Achtstundentag begegnet auf
dem Wege seiner internationalen Annahme erheblichen
Schwierigkeiten Es ist bisher nur von zehn Ländern rati -
fizicrt worden , und darunter sind noch drei , die diese Rati -
fikation unter Vorbehalt machten Gerade in diesen Tagen
haben die Arbeitervertretcr im Verwaltungsrat des Inler -
nationalen Arbeitsamtes heftige Anklage gegen die in diesem
Verwaltungsrat vertretenen Regierungen erhoben . Wir haben
allen Anlaß , die endliche Ratifierung des Achtstundenabkom -
mens auch durch Deutschland zu verlangen und alle
Kraft dakür einzusetzen , daß das vom Allgemeinen Deutschen
Gewerkschaftsbund verlangte Notgesetz über den Acht -
stundentag zur Annahme gelangt .



Bei diesem Uebereinkommen über den Achtstundentag zeigt
sich besonders deutlickz , in wie starkem Maße die sozialreaktio -
nären Kräfte in allen Ländern seit 1919 wieder erstarkt sind .
Hier gilt es , alle Kräfte einzusetzen . Die Früchte der Ueber -
cinkommen internationaler Arbeitskonferenzen kommen den
Arbeitern nicht ohne weiteres zugute . Voraussetzung für die
Ratifizierung in den einzelnen Ländern ist eine starke , in
Partei und Gewerkschaften zusammenge -
schlössen e, einheitliche Zlrbeiterschaft . Nur
diese kann durch ihre parlamentarische und außerparlamenta -
rische Arbeit den Boden bereiten für die Durchführung der

Beschlüsse zur Schaffung eines internationalen Arbeitsrechts .

Der Aehnpfenm' g- �riüerl ' cus .
Zentrumsbelehrungen für Herrn Stingl .

Der Protest der Bayerischen Volkspartei gegen die
Fridericus - Marke des Reichspostministers Stingl hat ein
Echo in der Zentrumspresse gefunden . Die „ G e r m a n i a "
erteilt Herrn Stingl folgende Belehrungen :

„ Die Reichs institutionen , die wir haben , sollen dem g e -

iamtdeutschen Gedanken dienen . Friedrich war ein großer
Preußenkönig , aber seine ganze auswärtige Politik war ein ewiger
Krieg gegen Kaiser und Reich und eine Versündigung am beut -
scheu Gedanken . Es ist nicht gut zu verstehen , wie ausgerechnet
die Reichs postoerwaltung auf den Gedanken kommen konnte , eine
Reichs freimarke mit dem FridericuS ' Bild einzuführen und damit
in Süddeutschland wieder alle jene sicher nicht unberechtigten Gefühle
wachzurufen , die nun einmal der Name des Preußenkönigs hervor -
ruft . Der Pflege des Reichsgedankens dient ein solches Verfahren
nicht . "

Herr Stingl hat bisher Proteste aus vier großen
Parteien , darunter den Protest seiner eigenen Partei ,
eingesammelt . Er hätte sich diese klägliche Situation '
erspart , wenn er nicht , gegen das Gesetz verstoßend , über
den Kops des V e r w a l t u n g s r a t s hinweg ge -
handelt hätte . Wird er nun endlich sehen , daß es an
der Zeit ist , den Verwaltungsrat zu hören ?

Deutfthnationale Selbstbefchmutzuug .
Niedriger hängen !

In der ,,K r e uz - Z e i tu n g" lesen wir von einem
gewissen Dr . Ritter - Waldeck folgende Schmutzerei gegen
das eigene Volk :

„ 2 9 Millionen Denunziationen liefen „deutscher -
seit ?" bei der Kontrollkommission ein ! Oberst Repington nannte
darauf die heutigen Deutschen so etwas wie das denunziato -
rischste Volk der Welt . Jeder dritte Deutsche sozu -
sagen ein Denunziant ! . . . Unsere Feinde nannten uns
Boches , Barbaren , Hunnen , jetzt werden sie uns Denunzianten
nennen , von denen das Sprichwort sagt , sie seien die größten
Lumpen . Da sich unter den 29 Millionen Denunzianten kaum
Rechts - und Mittelparteiler befinden werden , so ist der Korruptions -
kreis immerhin in Umrissen leicht festzustellen . "

Die Zeitung , die diese Selbstbeschmutzung druckt , nennt
sich deutsch und national — ob mit Stolz , weil die Deutschen
in ihren Augen ein Volk von Denunzianten und Lumpen sind ?

Wechsel in der Ceilung des „ New Oeader " . Wie uns ein Tele -
gramm aus London mitteilt , ist Genosse H. R. Brailsford von
der Leitung des „ New Leader " , der führenden Wochenschrift der
Unabhängigen Arbeiterpartei , zurückgetreten . Näheres über die
Gründe dieses Ausscheidens ist bisher nicht bekannt . Indessen dürfte
dieser Rücktritt auf den scharfen Gegensatz zurückzuführen sein,
der seit zwei Jahren zwischen Brailsford und Macdonold
bestand , sowie auf die heftigen Angriff des „ New Leader " auf den
Generalrat der Gewerkschaften beim Abbruch des Generalstreiks
im Mai .

Ein nationaler 5ilm .
Ter Prozest gegen die Strcsemann - Attentater .

Heute morgen konnte endlich unter dem Vorsitz des bekannten
Herrn Bombe vor dem Landgericht III der Prozeß gegen Kurt
K a l t d o r f und Werner Lorenz mit einer Stunde Verspätung
beginnen . Der Zeuge Funke war schließlich um >- 11 Uhr
erschienen . Diesmal ist der Zuhörenaum überfüllt . Kaltdorf ist
im Jahre 1885 in Bayern geboren . Vor der Verhaftung arbeitet «
er als Prüffeldhelser bei S i e me n s. Er ist zweimal vorbestraft .
Einmal im Jahre ISIS wegen Beihilfe zum Hochverrat
mit 1 Jahr 6 Monaten Zuchthaus . Das andere Mal wegen B e -

trug es mit 4 Monaten Gefängnis . Im Jahre 1993 hatte er feine
Abschlußprüfung im Gymnasium gemacht . Er trat in ein Feld -
vegiment ein , entfernte sich aber eigenmächtig aus dem Heere und wurde
darauf entlassen . Er arbeitete dann auf einem Gut , studierte sieben
Semester Jura und Naturwissenschaft . Jni Jahre 1997 wurde er
entmündigt . Die Entmündigung wurde erst im Jahre 1918 aus -
gehoben . Kurze Zeit hielt er sich in einer Anstalt auf , betätigte sich
als Schriftsteller , meldete sich bei Ausbruch des Krieges als Frei -
williger bei den österreichischen Truppen , wurde im Jahr « 1917
wegen eines Nervenleidens aus dem Kriegsdienst entlassen , schrist -
stellcrte wieder seit 1918 und nahm im Jahre 1919 an der Räte -
r e g i e r u n g als Sekretär im Kricasministerium teil . Für diese
Tätigkeit erhielt er seine Festungsstrafe . Nach seiner Freilassung trat
er der K o m m u n i st i s ch e n Partei bei , schwenkte aber dann zu
Hitler über und schloß sich schließlich der D e u t s ch n a t i o -
n a l c n Volkspartci an . Durch Vermittlung eines feiner nationalen
Freunde erhielt er die Stellung bei Siemens . Der Angeklagte
L o r e n z ist im Jahre 1899 geboren . Im Jahre 1999 wurde er zum
erstenmal wegen Beleidigung bestraft , im Jahre 1919 wegen Be -
truges und Diebstahls , im Jahre 1923 wegen Untreue . Von seinem
sechsten Lebensjahre an erhielt er seine Erziehung - m Grauen
Hause in Hamburg . Er sollte studieren , kam jedoch nicht vorwärts
und wurde deshalb Gärtner . Vom Jahre 1919 bis zum
Jahre 1929 war er entmündigt , befand sich zeitweise in einer Anstalt ,
aus der er jedoch entlief . Er geriet in Hamburg in schlechte Gesell -
schaft und wurde wieder in einer Anstalt interniert . Später cnt -
wickelte er sich politisch nach rechts , lernte während der Wahlen
verschiedene nationale Leute kennen , die ihm schließlich eine
Bureau st ellung bei Siemens verschafften .

Die ihm zur Last gelegte Tat schildert Kaltdorf als eine äußerst
harmlose Angelegenheit . Er sei gleich allen Deutschen
äußerst wütend über die Locarno - Affäre gewesen und habe
sich darüber wiederholt mit Lorenz unterhalten . Dieser soll ihm
einmal gesagt haben , daß Gräußlich , der bei Siemens als Schlosser
angestellt war , derselben Meinung sei . Daraus hätten sie sich einige
Tage später niit Gräußlich besprochen und sich über S t r e s e -
mann unterhalten . Kaltdorf will dabei gesagt haben , er
wundere sich, daß man auf Stresemann ähnlich wie auf
Mussolini nicht schieße . Darauf habe Gräußlich gemeint , das
sei sehr schwer . Nichts einfacher als dieses , soll Kaltdorf entgegnet
haben . Das kostet aber viel Geld , soll Gräußlich darauf entgegnet
haben . Ach , das kostet ja gar nichts , höchstens ein paar Fahrkarten ,
ein paar Zlnzüge und ein Automobil , will Kaltdorf darauf gesagt
haben . Er habe dieses aber alles nicht ernst gemeint , sondern habe
diese Szene nur als

Vorwort für einen Locarno - Roman

gedacht , den er gerade in allen Einzelheiten ausarbeitete . Schon
während der Ruhrbesetzung habe er einen nationalen Film
geschrieben . Allerdings wäre er auch jetzt noch der Meinung , daß
Stresemann ein Verräter sei .

Als nicht weniger harmlos stellt der Angeklagte den Bericht an
den Münchencr Rechtsanwalt Götz dar . Es fei nur ein Bier -
u l k gewesen . Es wäre ja ein Unding gewesen , einerseits ihn um
seine Empfehlung zu bitten und andererseits zu schreiben , daß
bereits alles zu einem Attentat bereit fei . Den
Satz : „ Stresemann , verwese man " habe er nur im Anklang an
Schillers Wort „ Reichsoerweser ist , der das Reich verwesen läßt "
gebraucht . Auch habe ihm dabei das Wortspiel „ Bethmann , Geh
man " , „ Scheidemann , scheide man " vorgeschwebt . Es sei

nur ein Spottvers

gewesen , ein politisches Schlagwort . Gräußlich und Götz hätten ja
anfangs der eine die Unterhaltung , der andere den Brief gar nicht
ernst genommen . Aus der ganzen Sache wäre auch nichts geworden ,
wenn die Presse nicht einen so großen Klamauk gemacht hätte .
Auf den Vorhalt des Vorsitzenden , daß er sich zu dem Monteur
Funke , mir dem er zusammengelebt habe , auch in dem Sinne
geäußert habe , daß man Stresemann umbringen müsse , meinte

er , das sei nur ein bayerischer Kraftausdruck , „ich bring dich mn� «
Er habe ihn wohl gefragt , ob er Auto fahren könne , die Frage sei
aber sehr naheliegend gewesen . Im übrigen findet der An -

geklagte Kaltdorf auf alle Vorhallungen des Vorsitzenden äußerst

schlagfertige Antworten . Er beruft sich auf seine D e u t s ch b l ü t i g-
k e i t » auf seine nationalen Empfindungen und erklärt

wiederholt , daß er gleich allen deutschen Männern den Locarno -

Vertrag für einen Verrat halte .
Kürzer gestaltet sich die Vernehmung des Angeklagten Lorenz .

Er erklärt , daß Kalldorf ihm eines schönen Tages gesagt habe , daß er

eine große Sache vor habe , bei der man viel Geld verdienen könne .

Ob er nicht einen dritten Mann kenne . Darauf habe er ihm den

Schlosser G r e u tz l > ch vorgestellt . Bei dieser Gelegenheit sei nun

von der Beseitigung Strefcmanns gesprochen worden . Auch habe
Kalldorf sich geäußert , daß ein F l ug z e u g zur Flucht bereitstehen
würde . Auf die Frage des Vorsitzenden , ob er die ganze Sache für

ernst geholten habe , sagt Lorenz , daß er nicht so ganz schlau geworden

sei. Sollte das ernst gewesen sein , so müßt « Kalldorf doch etwas

ganz besonderes sein . Im großen und ganzen habe er aber die Sache

nicht ernst genommen .
Gegen - 42 Uhr war die Beweisaufnahme bereits

geschloffen

woraus der Staatsanwalt erklärte , die Anklage nicht ausrecht

erhalten zu können .

Der ausführliche Bericht über den Schluß der Beweisaufnahme

und über die Rede des Staatsanwalls folgt im Morgenblatt .

Die Sprachenfrage im Elsaß .
Ein Brief Poincarös .

Paris . 29. Oktober . ( MTB . ) Ministerpräsident Potncare

hat an den Rektor der Straßburger �Universität ein Schreiben ge-

richtet , in dem er die Eindrücke seiner elsaß - lothringischen Reise und

scine daraus gezogenen Schlußfolgerungen betreffend die Sprachen -

frage zusammenfaßt .
Er erklärt zunächst , daß die im Unterricht des Französichen

erzielten Fortschritte unbestreitbar alle Erwartungen überstiegen .
Der Unterricht in der Mehrzahl der elsässischen Schulen und in

einem Teil der lothringischen sei und müsse zweisprachig

sein . Vor 1871 habe Frankreich immer den Provinzen , die ihm durch
den Frankfurter Frieden fortqenommen worden seien , ihre Ge -

bräuche und ihren Dialekt belassen . Das republikanische Frank -

reich habe diesen Gebieten versprochen , ihr « Traditionen zu achten .
E » werde diese Versprechen nicht verletzen . Hinsichtlich
des Unterrichts und besonders der Sprache verstehe es sich von

selbst , daß

Frankreich niemals daran gedacht habe und niemals daran

denken werde , den Gebrauch des Dialekts zu beschränken oder

zu beeinlrächkigen .

Das Flämische im Norden , das Bretonische in der Bretagne , das

Baskische am Rande der Pyrenäen und das Provencalische am
Rande der Alpen seien Verschiedenheiten , die in nichts die nationale

Einheit bedrohten . Das Wesentliche sei , daß das Französische über -
all gesprochen und verstanden werde . Da aber der Dialekt nicht eine

Schrist - und grammatikalische Sprache sei, und da übrigens 59 Jahre
lang die D e ut f ch e n immer das Hochdeutsche ihm ü bei -

geordnet hätten , habe Frankreich im Jntcrcsie der Familien g: -
wünscht , daß die französischen Schulen auch das Hoch -
deutsche in allen den Gemeinden , in denen Dialekt gesprochen
werde , lehren . Er halte es für unerläßlich , daß nach dem
Verlassen der Schule die Kinder der Gemeinden , in denen Dialekt
gesprochen werde , einigermaßen Hochdeutsch sprechen
und schreiben könnten . Poincare ersucht den Rektor der

Universität , auf den nächsten pädagogischen Konferenzen in diescnt
Sinne zu wirken . Ein anderer Punkt , der seine Aufmerksamkeit
erregt habe , fei der , daß der Schüler , wenn er mit 14 Iahreit die
Schule verlasse und in seine Familie zurückkehre , in der nur Dialekt
gesprochen werde . Gefahr laufen würde , bevor er zum Militärdienst
komme , die praktische Handhabung des Französischen zu verlieren ,
wenn er keine Gelegenheit habe , sich darin zu vervollkommnen . Es
sei also angebracht , mehr und mehr in den Dörfern und In den
Städten den N a ch s ch u l Unterricht zu entwickeln . Die Regierung
werde hierzu ihre Unterstützung geben .

Havas meldet , Poincarcs Aufmerksamkeit sei während seiner
Reise durch Elsaß und Lothringen auf das Sprachenproblom vom

Standpunkte des Gerichtswesens aus gelenkt worden : diese
Frage werde gegenwärtig geprüft und entsprechende Maßnahmen
ständen bevor .

verbot öer öibel .
Uns - rem N. Br - Korrespondenten ist e« dank s- Iner delli - berischm

Bcffadung gelungen , das nachstehende Urleil der LandeSprüfstell « für
Drucfschrislen . Weimar , aus dem Jahrs IgZZ auszutreiben . Das Urteil
ist sllr die Verhältnisse in dem tommunistisch - völtisch regierten Freistaate
Thüringen kennzeichnend :

Im Namen des Volkes !

Die auf Grnnd des Gesetzes zur Bewahrung der Jugend vor

Schund - und Schmutzschriften vom 13. Dezember 1926 durch die

oberste Landesbehörde des Freistaates Thüringen ernannte Landes -

prüfstello hat in ihrer Sitzung vom 19. April 1935 zu Weimar , in den

Räumen des Ministeriums für Voltsausklärung ( Goethe - Haus ) , ein¬

stimmig beschlossen :

Auf die Liste der Schund - und Schmutzschristen ist zu
fetzen :

DI - Bibel
oder

Die heiligen Schriften des alten und neuen Bundes .

Zur Begründung werden die nachstehenden Stellen des ge -
nannten Buches angeführt :

1. Buch Moses Kap . 12 Vers 12 —29 ( Kuppelei ) .
1. Buch Moses Kap . 16 Vers 1 —3 ( Mißbrauch einer Haus -

angestellten ) .
1. Buch Moses Kap . 19 Vers 5 — 10 ( § 175 StGB ).
1. Buch Moses Kap . 19 Vers 39 — 38 ( Blutschande ) .
1. Buch Moses Kap . 26 Vers 34 ( Bigamie ) .
1. Buch Moses Kap . 38 Bers 15 —18 ( Verführung ) .
2. Buch Moses Kap . 1 Vers 15 ( Organisation des Kinder .

mordes ) .
1. Buch Samuel Kap . 18 Vers 25 — 28 ( Leichenschändung ) .
1. Buch Samuel Kap . 27 Vers 8 — 11 ( Mordbrennerei ) .
2. Buch Samuel Kap . 6 Bers 29 — 21 ( Erregung öffentlichen

Acrgernisses ) .
2. Buch Samuel Kap . 11 Vers 14 — 26 ( Gattenmord ) .

Die angeführten Stellen , die nur einen Bruchteil der anzu -
führenden darstellen , sind geeignet , das sittliche Empfinden , wie es

sich für die Jugendlichen eines kommunistifch - völksschen Freistaates
gebührt , aufs Gröblichste zu verletzen . Demgemäß war die oben ge-
nannte Schrift auf den Bllcherindex zu fetzen . Sie darf nunmehr
weder feilgehalten , noch angeboten oder angekündigt werden , auch
dürfen auf sie keine Bestellungen im Umherziehen gesucht oder «nt -

gcgengsnommen werden . Die Schrift darf weder im stehenden Ge -
werbe , noch von Haus zu Haus , oder auf öffentlichen Wegen .
Straßen , Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten feilgeboten ,
angekündigt oder innerhalb der Verkaufsräume oder in Schau -
fcnstern oder an anderen von der Straße aus sichtbaren Orten zur
Schau gestellt werte * . Auch dürfen Bestellungen aus sie nicht ge -

sucht werden . Die genannte Schrift „ Die Bibel " darf künftighin
an Personen unter 13 Jahren weder zum Kaufe angeboten noch
ihnen entgeltlich oder unentgeltlich überlassen werden . Zuwider -
Handlungen werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft .

Diese Anordnungen gelten für das gesamte Reichsgebiet .

Weimar , den 19. April 1935 .

Dr . Iwan Katzentod
( als Regierungskommissar und Vorsitzender ) .

Duch ein Stück Werbewoche l

Völlig schwarzweißrot ist die Gesinnung
Meines Neffen Horst Kreuzwendodich .
Die OC. ist sein « Lieblingsinnung ,
Doch «In Sozi ist ihm widerlich .
Von der Feme hat er die Prokura ,
Wenn es jemand abzukillen heißt .
Außerdem studiert der Jüngling Jura
— Ganz in uns ' res edlen Koellings Geist .

Sein « Back « ist zerfetzt von Schmissen ,
Schneidig kommen ihm die Dinger vor ,
Und zu sprechen fühlt er sich beflissen
Wie «in abgetakelter Major .
Tag für Tag erklärt er voller Verve :

„ Alle Zucht und Ordnung brauchen wir ! "

Nachts , im Traum , als Leutnant der Reserve ,
Kujoniert er manchen Musketier .

Groß ist fein Verbrauch an Hakenkreuzen ,
„ Haut die Juden ! " ist sein Herzensdrang ,
Und von Hitler und den andern Käuzen
Schwätzt er blöd « Phrasen stundenlang .
Näselnd hebt er an zu schwadronieren :
„ Sozial sein , ist nicht mein Geschmack !
Arbeitnehmer haben zu parieren ,
Oder — auf die Straße mit dem Pack ! "

Schwarzrotgold oersetzt ihm Unbehagen ,

Tief oerhaßt ist ihm die Republik .
Unaufhörlich will er Frankreich schlagen
Mittels Blut - und Eisenpolitik .
Einen Unentschlossenen zu treffen ,
Das bereitet mir nur wenig Weh :

Geh « ich mit ihm zu meinem Neffen ,
Tritt er schleunigst in die SPD .

Henning Duder�adt .

Neue Seltenhelten Im tondoner Zoo . Der Londoner Zoologische
Garten ist durch die Expedition von Walter Goodfcllow nach Neu -
guinea um einige hervorragende Tiersellenheiten bereichert worden .
Das seltenste dieser Tiere ist ein B a u m - K ä n g u r u h , von dem
nur zwei Arten bekannt sind . Eigentlich ist kein Tier so wenig für
das Erklettern von Bäumen geeignet wie das Känguruh , aber diese
Spezies Dendrolagus hat die Klauen der Vorderfüßc viel länger
und stärker ausgebildet , als fein gewöhnlicher Bruder , und steigt
daher mit großer Plumpheit und Muhe auf ditk Bäume , auf denen
es von Blättern , Rinde und Früchten lebt . Das gefährlichste Geschöpf
des ganzen Zoo ist die neue Königskobra oder Hamadryade ,
eine Schlange , die über 19 Fuß lang ist , die Dicke eines kräftigen
Mannesarms hat und sich so schnell wie ein Pfeil bewegt . Die
Schlange kann volle 29 Tropfen Gift ausspri�en , von denen zwei
bereits jeden Menschen töten : sie kann sich zu einer Höhe von 7 Fuß
emporrichten , und daher genügt die 5 Fuß hohe Sicherheitstür des
Reptilienhauses für sie nicht , weil sie sie mit leichter Mühe auf .
stoßen kann . Sie kann erst gefüttert werden , wenn für sie ein
besonderes Drahtgitter in größerer Höhe errichtet ist . Andere neue
Seltenheiten sind ein Albino - Bisamtier , eine primitive Form der
Wiederkäuer , die den Kamelen und Lamas verwandt ist , und ein
paar riesige Gambia - Ratten .

Der Kleist - Preis 1926 . Der Beauftragte der Kleist - Stifwng ,
Dr . Bernhard Diebold , verteilt den diesjährigen Preis von 1599 M.
in zwei Teilen zu 1999 M. und zu 599 M. cm die Autoren : Alexander
Lernet - Holenia für feine dramatischen Arbeiten „Oesterreich ! -
sche Komödie " , „ Ollapotrida " imd „ Demetrius " , Alfred N « u m a n n
für den Roman „ Der Teufel " . Eine ehrende Erwähnung fällt auf
Martin Kessel für fein « Großstadtnovellen und eine Gedicht -
scmvnlung „ Gebändigte Kurven " .

Tristan Pernard , der witzige Pariser , hörte einem Gespräch
einiger Herren über eine berühmte Filmschauspielerin zu. „ Sie ist
noch recht jung, " sagte jemand , „ bestimmt ist sie nicht älter als
39 Jahre ! " — „ Dreißig ? Sie scherzen wohl ? " erwiderte ein anderer ,
„sie war mit mir im vorigen Jahre in England und da gab sie selbst
an , 49 zu sein . " — „ Jawohl, " sagte Tristan Bernard , „ aber das war
in England . . . bedenken Sie die Valuta . "

ver Iklännerchor „Fichte - Seorglnla� gibt am Donnlag . nachmiltag »
ZV, Uhr , in der Philharmonie ein Konzert . Mitlvirkung : ßelta » an Schmidt -
Schwerin . Karten zu 1,20 M. , einschlieszlich Liedertext , an der Kasse erdältlch .

Der neue Präsident der Gaelhe - Geselllchasl . In der letzten Borstands -
sitzung der Goclhe - Gclcllichast wurde in Weimar an Stelle de-Z verstorbenen
Prosessor Gustav Roeihe der Berliner Literatur - ßistoriker Dr . Julius
Petersen in den Vorstand gewählt . Die Wahl bedarf noch der Zustimmunz
der Hauptversammlung 1927.

Werner Suhr fpiiibt am 1. , 4. , 7. und 10. November in der Urania
über „ Gymanisttl und t ü n st I c r l I ch c r Tanz " . Die Aus -
siihrungen werden durch eine Anzahl Lichtbilder , durch Gvmnastik -
Übungen der Schule Berthe Trümph , und durch Tänze der Gruppe Vera
Storonel unterstützt .

Vom bekommt eine Untergrundbahn . Die ewig « Stadt soll in etwa zebn
Jahren ein Untergrundbadnnetz mit einer Gesamllänge von 30 Kilometer
haben . Bei den AusschachtungSarbeiieu werden die archäologischen Ueber «
reste besonder » geschont werden .



Lchrerfthast und Sozialdemokratie
Die schulpolitische Kundgebung , die von der De -

zirksgruppe Berlin der Arbeitsgemeinschaft sozial -
demokratischer Lehrer und Lehrerinnen in Verbin -
dring mit dem Bczirksverband Groh - Berlin der Sozialdemo¬
kratischen Partei am Dienstag veranstaltet wurde , bedeute !
einen guten Erfolg . Die in den Rahmen unserer S P D. - W erbe -
w o ch e sich einfügende Versammlung wurde von Lehrern und Lehre -
rinnen und auch von Elternbeiräten so stark besucht , daß im Lehrer .
vereinshaus der große Saal samt Galerie sich rasch füllte . Studien -
rot Genosse Dr . Witte hob als Versammlungsleiter in seinen Bc °

grüßungsworten hervor , daß bei der Sozialdemokratie die
Forderungen einer fortgeschrittenen Schulpolitik stets
die entschiedenste Unter st ützung gefunden haben .

Reichstagsabgeordneter Stadtrat Genosse Dr . Löwen st ein
schilderte die Knebelung der Schule durch eine rück -
ständige Reichsschulpolitik und wies hin auf die bevor -
stehenden neuen Kämpfe um den Reichsschulgesetzentwurs .
Die Schule , die wir von der neuen Zeit erwartet haben und fordern
müssen , ist die Einheitsschule für alle Kinder des Volkes , und
zwar eine vom Geiste der W e l t l i ch k e i t erfüllte Schule . Die alte
Bekenntnisschule , die in dem Ringen um das Reichssch ! lgesetz sich
bisher behauptet hat , wird auch durch den Klllzschen Gesetzentwurf
nicht in ihrer Machtstellung erschüttert . Es genügt nicht , durch
Rcichsgesetz allgemeine Richtlinien aufzustellen und die Regelung
wichtigster Punkte den Ländern zu überlassen . Wir können nicht
dulden , daß z. B.

die Frage der geistlichen Schulaussicht

durch die Gesetzgebung der einzelnen Länder gelöst werden soll . Sinn
und Absicht der Reichsvcrfassung ist , daß die Schulaufsicht
eine Sache des Staates sein soll . ( Lebhafte Zustimmung . )
Wenn aber das Reichsschulgesetz diese Frage uncnlschiedcn läßt ,
könnten Schule und Lehrerschaft bei der Regelung durch die Länder
um ihr verfassungsmäßiges Recht kommen . Der Külzsche Entwurf
begünstigt auch die Bekenntnisschule . Wird er Gesetz , so
sollen zunächst mal die Länder „feststellen ", welche Schulen Be -
kenntnisschulen sind . In Deutschland wird es dann , ohne daß ein

Antrag der Eltern nötig ist , wohl zu neun Zehnteln nur noch

„ Bekenntnisschulen " geben . Wir müssen uns dagegen wehren , d-
die Schule durch den Einfluß der Länder ( man denke an Bayern
zur Kirche „ schule gemacht wird . Genosse Löwenstein rst
zu entschlossenem Wider st and gegen solche Reichsschul -
Politik auf Die Lehrerschaft müsse helfen , daß Deulschland rrich
der Kulturreaktion verfällt . ( Lebhafter Beifall . ) Landtogsabgeord -
neter , Regierung ? - und Schulrat Genosse König zeigte , wie der
Aufbau des preußischen Schulwesens

im Sinne der Republik und des Schulfor fchrikls

zu gestalten ist . Die neue Schule , die das Volk sich aufbauen wia
und wird kann nur die weltliche Schule sein . Sie soll die
Jugend mit dem Geist des Kommenden erfüllen und sie lehren , vor -
wärts zu blicken , nach den Zukunftszielen hin . Der Redner betonie
unter Zustimmung der Zuhörer , daß es unmöglich ist . schul -
politisch fortschrittlich und in der sonstigen Poli -
tik rückschrittlich zu sein . Jeder Freund des Schulfort -
fchrittes müsse in den Reihen der Sozialdemokratie mit -
kämpfen gegen jede Reaktion , für die Jugend und für Deutschlands
Zukunft . ( Lebhafter Beifall . ) Dann sprach „ och Oberstudiendirektor
Genosse Dr . K a r s e n über die

Mängel der Lehrerbildung ,

die in den neuen pädagogischen Akademien geboten wiro .
Auch hier habe man es , wie bei den früheren Seminaren , wieder
mit einer abseitsstehenden Bildung zu tun . Aufs schärfste sei auch
die Scheid ng in evangelische und katholische Akademien zu ver -
werfen . Karsen forderte eine Lehrerbildung , die dem
Wesen der neuen Schule entspricht . Die weltliche
Schule bricht mit den veralteten Erziehungsgrundsätzen , verzichtet
auf autoritative Wirkung des Lehrers und erzieht durch ihre Werk -
und Lebensgemeinschaft . Wir fordern , daß auch die pädagogische
Akademie , so lange für den Lehrer die Universität nicht durch -
zusetzen ist , im Sinne der W e l t l i ch k e i t aufgebaut wird .
( Lebhafter Beifall . )

In einem Schlußwort mahnte Genosse Dr . Witte die Lehrer
und Lehrerinnen : Hinein in die Sozialdemokratische
Partei l

Der große Kokamjchieberprozeß .
Ein standesgemäßes Unternehmen .

Vor dem erweiterten Schöffengericht Schöneberg

begann heute früh unter Vorsitz von Landgerichtsdirektor Wengler
der aufsehenerregende Kokainschieberprozeß , der dadurch «ine be -

sondere Rot « erhält , daß der gerichtliche Sachverstäudige , Apotheker

Horst Hahn , die vorwiegend aus ehemaligen russischen Ossizleren be -

stehende Kokainschieberkette beliefert hat und daß wiederum als

Lieferant von Hahn niemand anders als die Staatsanwaltschaft sich

entpuppt hat . Allerdings war die Staatsanwaltschaft der Meinung ,

daß der gerichtlich « Sachverständig « das von der Siaatsanwallfchaft

erworbene Kokain auf ordnungsmäßigem Weg « an Apotheken

überweisen würde . Hahn hatte es verstanden , da ? beschlag -

nahmt « Kokain , das er zu begutachten hatte , in die Hände zu be -

kommen . Die Staotsanwallfchaft hat bei ihrem Vorgehen aber selbst

gegen die Bestimmungen des Internationalen Opiumabkommens

verstoßen und man muß jetzt gespannt sein dürfen , ob nunmehr auch

ein Verfahren der Staatsanwaltschaft gegen die Staatsanwaltschaft

eingeleitet werden wird .
Die jetzige Anklage richtet sich erstens gegen den früheren russi -

schen Offizier Georg von Meyer , zweitens gegen den in
Moskau geborenen Kaufmann Karl Krause , drittens den Kaufmann
Simon M i ch a e l o f f , viertens gegen den Landwirt Otto

von S i e w e r s , fünftens gegen den Obersten a. D. und jetzigen
Filmschauspieler Viktor Pavkiewitsch , scchstens gegen� den

früheren russischen Ossizicr Waldemar v. Manteuffel , ferner

gegen die deutschen Staatsangehörigen Ingenieur und Kaufmann

Max 5? u h e und den Kaufmann Rudolf L e s « r i tz und schließlich
gegen den Apotheker Horst Hahn . Nach der von Staatsanwalt -
Ichäftsrat Dr . Ortmann vertretenen Anklage werden die neun An -

geklagten beschuldigt , im Inland « im Jahre 1926 Kokain ohne die

vorgeschriebene Erlaubnis ausgeführt , erworben , veräußerst und auf
anders Weise in den Verkehr gebracht zu haben . Die russischen An -

geklagten sind fast sämtlich ehemalige Offiziere , die nach der Staats -

Umwälzung in Rußland ins Ausland geflüchtet sind und hier das

übliche Emigrantcnfchicksal erlebt haben . Anfangs hatten sie noch
etwas Geld und Schmuck , den sie veräußern konnten . Dann aber

gerieten sie in bitterste Rot und suchten sich auf die verschiedenste
Weise einen Nebenerwerb zu verschalfen , vielfach als Filmstatiftcn .
schließlich aber haben sie sich anscheinend auf das einträgliche Go -

schäft des Kokainschicbung verlegt . Da mit dem Vertrieb dieses
gefährlichen Rauschgiftes viel Geld zu verdienen war . Die Ange -
klagten sind alle g e st ä n d i g. In der Hauptsache steht zur Anklage
ein Schiebergeschäft aus dem letzten Sommer , das

nach Paris hinüberspiclt , und die Schieberkette an diesem Handel
erstreckt sich auf sämtliche Angeklagt «. Der Lieferant des Kokains
war Hahn , der es von der Staatsanwaltschaft bezog . Hahn hat aber
zugestanden , daß er für seine unlauteren Schiebergeschäfte auch aus
der Schweiz Kokain bezogen hat . Interessant war , wie durch die
Vernehmung des Angeklagten v. M c g e r sich ergab , wie das auf -
gedeckte Ausfuhrgeschäft nach Paris sich von Glied zu Glied ent -
wickelte . V. Meyer , der 26 Jahre alt ist und der jüngste der An -
geklagten , ist der Sohn eines früheren Bankdirettorz in Petersburg
und wurde im Kadettenkorps dort erzogen . In der Weißen Armee
wurde er Offizier , zuletzt befand er sich in großer Not , so daß er
nicht einmal die Koste i ausbringen konnte , um seinen Paß zu er -
neuern . Das gab er als Grund an . weshalb er bei seiner Fest -
nähme sich in Berlin unangemeldet aufhiett . Bei ihm fand man
einen Paß auf den Namen einer Frau v. Lang « aus Riga , die

vorwiegend in Paris lebte , jedoch ständig Reisen zwischen Paris
und Berlin machte und offenbar den Dien st eines Kokain -
fchmuggelkuriers vorsah . Diese Dame will der Angeklagte
v. Meyer kurz vorher durch seinen Freund , den Mitangeklaaren
v. Siewers , kennen gelernt haben . Dieser habe ihm auch den Paß
der Frau v. Lange zum Aufbewahren gegeben , bis sie aus Paris
zurückkomme . Als Frau v. Longe abreiste , habe ihm v S. erzählt .
daß sie 2Z9 Gramm nach Paris mitgenommen habe und daß daran
viel Geld zu verdienen sei. Kurze Zeit danach fuhr auch v. Siewers
nach Paris und nahm ebenfalls 250 Gramm Kokain mit . Er schrieb
dann aber , daß es sich herausgestellt habe , daß es sich um eine aus
Borax und saiyzilfaurom Natron bestehende Fälschung handelte .

Dieses gefälschte Kokain hatte v. Siewers von dem Angeklagten
o. Manteuffel durch Vermittlung des Angeklagten Papkiewitsch
bezogen , und er hatte sein ganzes Geld darin angelegt . Do er dt «
Fälschung nicht los werden konnte , war v. Siewers in Poris in
Not geraten und bat um Hilfe . Der Angeklagte v. Meyer will bei
Bekamtten 350 M. aufgetrieben haben . Er hatte aber Bedenken ,
das Geld nach Paris zu schicken und suchte es in Kokain anzulegen .
Der Angeklagte Krause erbot sich, das Kokain zu beschaffen . Durch
Michaeloff wurde beiden Buhe vorgestellt , der sich dann 260 M.
vorauszahlen ließ und die Ware beschaffte , während Kraus « damit
nach Paris fuhr . Das alles will v. Meyer nur aus Freundschajt
getan haben . Er bekam bald ein Telegramm aus Paris , daß alles
erledigt sei , und Krause wieder zurückkäme . Inzwischen hatte die
Kriminalpolizei aber Wind von diesem Geschäft bekommen
und Kriminalkommissar Wolf gelang es , das Kokainfchiebernetz bis
zu seiner Ursprungsquelle , dem bisherigen gerichtlichen Sachver -
ständigen und Gutachter des Polizeipräsidiums Hahn , aufzudecken .

dke yermsöorfer poftaffäre .
Zwei Angeklagte in der Berufungsinstanz freigesprochen .

Vor der großen Strafkammer des Landgerichts Iii . in
Moabit spielte sich gestern die Berufungsverhandlung der Angeklagten
Knauft und Genossen ab . — Gegen das Urteil des Schössen -
gerichts Berlin - Wedding vom 2 /3. Juli 1926 hatten der Postmeister
B a r t e l . der Postinspektor Nagel und der Buchhalter Frosch
Berufung einjelegt . Das Urteil lautete seinerzeit für Bartel aus
1 Jahr und für Nagel auf 8 Monate Gefängnis und außerdem für
beide die Aberkennung zur Bekleidung öffentlicher Aemtcr auf drei
Jahre ; der Angeklagte Frosch erhielt 3 Monate Gefängnis unter
Zubilligung einer Bewährungsfrist . Der Hauptangellagte Knauft
hatte sein Urteil bei der Verkündung seinerzeit sofort anerkannt . Da
die Beamten sich aufs äußerste gegen eine strafbare Handlung
wehrten , kam es bei Beginn der Sitzung teilweise zu dramatischen
Auseinandersetzungen zwischen den Zlngeklagteu und den geladenen
Postsachverständigen . Nach Vernehmung der geladenen 20 Zeugen ,
bis sich aus Postbeamten und Privatleuten zusammensetzten , war die
Klarstellung des Falles soweit gelungen , daß nach llstundiger Ver -
Handlung der Gerichtshof sich zur Beratung zurückzog . Nach etwa
anderthalbstündiger Beratung verkündete dann der Vorsitzende
folgendes Urteil :

Der Angeklagte Postinspektor Nagel wird auf der ganzen Linie
freigesprochen , der Angeklagte Frosch wird ebenfalls frei -
gesprochen , die Kosten des Verfahrens werden für beide der
Staatskasse auferlegt Der Angeklagte Postmeister Bartel mußte
unter Berücksichtigung inildernder Umstände zu 4 Monaten Ge -
f ä n g n i s und zur Absprechung der Bekleidung öffentlicher Acmter
für die Dauer von drei Jahren verurteilt werden .

die „ Note Jahne " phantasiert .
Wenn es nicht bitterlich kalt wäre , könnte man annehmen , die

Hundstage wären angebrochen . Wenigstens , wenn man die
„ Rote Fahne " liest , kommt man auf solche Gedanken . Da wird mir
schreienden Lettern die abgrundtiefe Gemeinheit der So -
zialdemokratie mal wieder gründlich entlarvt . Auf der
ersten Seite bringt dieses Lügenblatt einen Bericht über die

Verhandlungen , die im Rathaus wegen der Besetzung der Magi -
siratssitze geführt werden . Danach haben die sozialdemokratischen
Unterhändler den bürgerlichen Parteien jetzt die Mehrheit I m
Magistrat in die Hände gespielt . An der Spitz « dieser Schufte
steht selbstverständlich Reuter - Friesland , der natürlich die
Gelegenheit nicht vorübergehen lassen kann , für sich einen be -
sonders fetten Posten zu ergaunern . Er wird Stadtrat für das
Verkehrswesen mit weitgehendsten finanziellen Sonderbefugnissen
( Teilkämmerer ) . Stadtbaurat Wagner ist als Kandidat auf dem
Almr der Bourgeoisie geopfert , dafür bekommen wir den Erz -
reaktionär E l k a r t. Wie gut unterrichtet die Quelle ist , aus der
die „ Rote Fahne " schöpft , sieht man daraus , daß in der Korrefpon -
dcnzmeldung , die das „ Berliner Tageblatt " in Originalfassung und
ohne die Liebenswürdigkeiten der „ Roten Fahne " übernimmt , als
künftiger Stadtschulrat der Hamburger Schulrot Rydal bezeichnet
wird . Daß gegen soviel Gemeinheit sich alle edlen Gefühle unserer
kommunistischen Freunde wenden müssen , ist klar .

Wie schade nur , daß die ganze Meldung von Anfang bis zu
Ende erfunden ist . Weder hat Reuter an irgendwelchen Ver -
Handlungen mit den bürgerlichen Parteien teilgenommen , noch den
heiß ersehnten Posten ergaunert , noch ist Wagner geopfert , noch
ist von der Herstellung einer bürgerlichen Majorität im
Magistrat die Rede . Die „ Rote Fahne " mag sich gedulden — . sie
wird noch rechtzeitig erfahren , ob und zu welchem Ergebnis die
Verhandlungen geführt haben .

-»
Die „ R o t e Fahne " schreibt In einem langen Bericht , daß

unsere öffentliche Werbeversammlung in Friedrichs -
f e l d e sehr schwach besucht war und der Redner , Landtagsabgcord .
neter H e ( ( mann , keinerlei Beifall erzielte . Diese Mitteilung
wird bei den Vcrsammlungsbesuchern ungetrübte Heiterkeit hervor -
rufen . Der Saal hat 550 Sitzplätze , die alle besetzt
waren . Außerdem mußt « noch «ine große Anzahl Vcrsammlungs -
best , eher stehen . Die 40 anwesenden Friedrichsselder Kommunisten
lmd ein Dutzend rote Frontkämpfer waren angesichts der schonungs -
losen Abrechnung des Referenten mit der KPD . mäuschenstill und
wagten nach mehrmaliger Aufforderung und Zusicherung vollster
Redefreiheit nicht , die Haltung der KPD . zu verteidigen . Der
empörenden Verachtung über das schamlose Verhalten einiger kom -
munistischer Landtagsabgeordncter schlössen sich auch die anwesenden
Kommunisten an . Die Fessstellung des Versammlungsleiters , daß
der starke Beifall für den Referenten beweise , daß die Versammlung
mit der Haltung der Partei voll einverstanden ist , fand nur den
zaghasten Widerspruch eines 18jährigen Frontkämpfers . So weit
wir die Friedrichsfelder Kommunisten kennen , wird die faustdicke
Lüge der „ Roten Fahne " auch bei ihnen nicht ziehen . Wenn übri -
gcns die Versammlung nicht ein voller Erfolg für die Partei ge -
wcsen wäre , dann hätte die „ Rote Fahne " nicht eine halbe Spalte
verwendet , um sie kleiner zu lügen .

Unsere Werbung .
Eine sehr wirkungsvolle Demonstration veranstaltete der

V< ? zirt Reinickendorf . Unter Führung einer Reichsbanner -
tambour - und Musikkapelle formierte sich am Bahnhos Schönholz
ein Hg von mehreren hundert Genossen , der sich unter Begleitung
von Fackelträgern etwa L' - b Stunden durch den Ort Reinickendors -
Ost bewegte . Leider konnten es sich die Kommunisten auch bei
dieser Werbeveranstaltung nicht versagen , unsere Genossen in der
unflätigsten Weise anzuvöbeln . Zahlreiche Schmähschriften ver -
suchte man unter die den Zug begleitenden Einwohner zu verbreiten ,
doch sie erregten uberall nur den Widerspruch der Bevölkerung .
Erst das tatkräftige Zugreifen der Reichsbannerkameraden machte
diesem Skandal «in Ende , so daß d«r Zug ungestört die von ihm
vorgesehenen Straßen passieren konnte . Die Anfänge der Werbe -
aktion berechtigen zu den besten Hoffnungen .

prpms Goldschatz .
Die Diebe verurteilt , die �irma moralisch gerichtet .

Aachen . 20. Oktober . ( Eigener Drahtbericht . ) . Bor .dem erweiter -
ten Schöffengericht Aachen kam der . Diebstahl der Gold -

münzen , der vergrabenen Millionen der Firma Prym -
Stollberg zur Verhandlung . Di « Firma hatte in einem ihr
gehörigen Walde in 80 kleinen Zintkästchen 1,400 000 G o l d m a r k

vergraben . Die Schätze bestanden nur aus Münzen . Die Der -

Handlung ergab , daß von diesen vergrabenen Goldmünzen
160 000 M. durch einen Sekretär , dessen Tochter und einen

Wächter ausgegraben » nd gestohlen worden war . Prym hatte
die Schätze 1923 angeblich aus Angst vor dem Bolschewismus ver -

graben . Im Kriege hatte sie große Silberschätze und Nickelmünzen
in ihren Kellern verborgen . Ilm sie vor den Arbeitern zu verbergen ,
find sie aus einem Keller in den anderen gewandert und später
verkaust worden . Die ganzen Gelder will Prym sich aus Holland
heranacschafft haben . Die Firma Prym hat natürlich von dieser
Gesamtsumin « keinerlei Steuern bezahlt . Sie hat sich erst jetzt , als
die Sache ruchbar wurde , mit der Steuerbehörde geeinigt . Der

Rechtsanwalt der angeklagten Golddiebe führte in seiner Ver -

teidigungsred « aus . daß Herr Prym gar nicht mehr im Gedächtnis
gehabt hätte , ob es ein oder zwei Millionen oder 1. 4 Millionen
Mark waren . Während des Krieges , als das deutsche Volk im

Schützenoraben kämpfte , hätte die Firma Prym Schätze gesammelt .
In den Augen der Oeffentlichkeit sei die Firma Prym moralisch

gerichtet . Sämtlichen Angeklagten wurden mildernde Um -

stünde zugebilligt . Der Privalsekretär des Firmeninhabers Prym ,

Kaufmann Bring aus Stollberg , der das Versteck zuerst ange -
geben hatte , erhält sechs Monate Gefängnis , der Privat -
fösster Joh . ©ch wettert vier Monate Gefängnis und

der Landwirt Robert Brllckman drei Monate Gefängnis .
Die beiden letzteren hatten an der Ausgrabung des Schatzes tcilge -
nommen . Ein Bruder des Schweikcrt , «in Student , wurde wegen
Hehlerei zu einem Monat Gefängnis verurteilt . Zwei
weitere Angeklagt « erhielten geringe Geldstrafen . Die Untersuchungs -

Haft wurde sämtlichen Verurteilten angerechnet .
Interessant ist , daß die Firma bei Lohnoerhandlungen

immer bis aufs äußerste kämpfte , angeblich , weil sie nicht in der

Lage , war , mehr zu zahlen . Zu gleicher Zeit konnte sie aber auf
die 10 , bis 14prozentige Verzinsung eines ungeheuren Kapitals ver -

zichten . Die Angeklagten , die sänitlich dem guten Mittelstände ange -
hören , berufen sich fast all « auf die ungeheuren Reichtum und die

ungehörigen und unsozialen Vorgänge innerhalb der Firma Prym .

Beachtenswert war ferier , daß die Angeklagten behaupten , Prym

habe ihnen größere Abfindungssummen angeboten , die zum Teil

bis 125 000 Goldmark gingen . _

Bitte , nicht schießen !

Aus Straßburg meldet der Korrespondent eines Berliner Blattes

folgende schauderiöse Moritat : Eine Frau , die vom irdischen Jammer -
tal genug hat . springt Ins Wasser . Und siehe da , wer kommt denn
da ? Wie sich das eben gehört , der Hüter der öffentlichen Ordnung .
Er sieht die badend « Missctäterin , will sie auch retten , da fällt ihm
so nebenbei ein , daß er ja gar nicht schwimmen kann .
Was tun , spricht Zeus , »Ii, ? unser guter Nichtschwimmer . Er zieht
den „ Dolch im Gewände " und befiehlt der Äermsten : „ An Land

schwimmen , oder ich schieße " . Und wirklich , das „ kühne " Experiment
auf die Folgsamkeit höherer Amtsgewalt gelang . S i « schwamm

an Land und war gerettet . Wie ließ « sich diese „ Heldentat "
nur eigentlich am besten formulieren ? Die unbegrenzt « Macht zu
Wasser und zu Land ? Oder : Nichtschwimmend « haben zur Rettung
Ertrinkender von ihrer Schußwaffe Gebrauch zu machen ? Vielleicht
wäre es aber am ratsamsten , den Schwimmunterrichts -
zwang auf alle diejenigen Personen miszndehnen , die beruslich
verpflichtet sind , Ihren Mitmenschen in Not und Gefahr beizustehen .

Ein brennendes Schiff fleborgen .
Hamburg , 20. Oktober . ( WTB. ) Der brennenv « finnisch «

Vier ma st schöner „ Polorstiernan " ist von dem Bugsierschlepper
„ Wotan " nach Euxhaven eingeschleppt worden . Das
Feuer ist noch nicht gelöscht . Der Brand wütet im Hinterschiff , wo
zwei Masten dem Feuer zum Opfer sielen . Das Schiff war mit einer
Holzlad , mg von Schweden noch London bestimmt .

Großfeuer in Schönslleß . Auf dem Gut des Herrn v. Feld -
heim in S ch ö n f l i e h bei Glienicke brach gestern nacht gegen
V�4 Uhr ein verheerendes Großfeuer aus . Die freiwilli -
gen Feuerwehren aus der ganzen Umgegend eilten auf den Alarm
herbei . Eine große Scheune mit Inhalt und einige Neben -
gsbäude brannten nieder . Ein Uobergreifen des Feuers
auf die Wirtschaftsgebäude konnte glücklicherweise verhindert wer -
den . Die Wehren waren bis 9 Uhr vormittags an der Brandstelle
tätig . Die Entstehungsursache ist unbekannt .

Ein Drehkran ins Wasser gestürzt . In Finkenwärder bei Ham »
bürg stürzte ein fahrender Drehkran von einer Brücke ins Wasser ,
wobei ein Aufseher miigerissen und unter dem Kran begroben
wurde . Der Feuerwehr gelang es nach längeren Bemühungen , den
umgekippten Kran zu heben und dl « Leiche des Aufsehers zu bergen .

ver alte Pkefferbera , fene « Brauereilokal am Schönhauser Tor ,
der früheren Königstadr - vrauerei gegenüber , ist zn neuem Leven eriraibt .
Alle Räume sind neu ausgestattet . Säle bt « 450 Peesoncit lassend stehe «
für Verlammiungen und Festlichkeiten zur Beesügung . Die vewlrlschastung
liegt in Händen de » Oekonomcn A. Schal , » an der » Neuen Bett *, Hasenhctde .



Das tzofgangerunwesen .
Reste der Leibeigenschaft .

den vielen Mißständen , die heute im landwirtschaftlichen
. . itsocrhäirnis bestehen , steht das Hofgängerunmescu mit

.! erster Stelle .
Das Hofgängerunwesen ist eine alte , seit Jahrhunderten über -

kvminene Einrichtung , die die Landarbeiter dazu v c r -
pflichtet , dem landwirtschaftlichen Unternehmer jugendliche
Arbeitskräfte , sogenannte Hofgänger , für ein Spott
g e l d zur Aersüguna zu stellen In O st p r e u h e n beispielsweise
bcläuft sich der Gesamt st undcnlohn für den sechzehn -
bis achtzehnjährigen Hofgänger auf ganze 1 0 ,7
Pfennige . Auf den z e h n st ü n d i g e n Arbeitstag be
rechnet , ergibt das eine Mark und sieben Pfennige , und auf die
sechzig st iindige Arbeitswoche berechnet sechs Mark und
42 Pfennige .

Vielfach ist es so, daß man den erwachsenen Landarbeiter nur
dann als vollwertige Arbeitskraft betrachtet und sich zu seiner Ein -
stellung entschließt , wenn er der erwähnten Pflichtleistung nach -
gekommen ist. Aus dem Stellen von Hosgängern ergibt sich für den
Landarbeiter der traurige Zustand , für die Ernährung und Ber -
pflcgung eine ? Kindes jorgen zu müssen , das sich dann , wenn es
unter anderen Verhältnissen leben würde , zur Not aus eigener Kraft
über Wasser halten könnte .

Diese Verhältnisse , die im übrigen mit der Hauptgrund für die
immer mehr um sich greifende Abwanderung der jugend -
lichen Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft sind ,
sind eines Kulturstaates unwürdig . Durch sie werden die Land -
arbcilcr zu Hörigen degradiert . Es wird ihnen zugemutet , sich
an dem Wohl der eigenen Kinder zu vergehen und die Hand dazu
zu bieten , daß dercm Fortkommen grenzenlose Schwierigkeiten in
den Weg gelegt werden . Ein Kind , das drei bis vier wertvolle
Jugendjahre zwangsmäßig einer nicht zusagenden Beschäftigung
widmen muß und kein Recht hat , sich, seinen Neigungen folgend ,
zu betätigen , ist jedem anderen Kinde gegenüber m ungeheurer
Weis ? benachteiligt .

Geleitet von dies ?r Erkenntnis , war es der Deutsche Land -
arbeiterverband , der auf seiner letzten Generalversammlung
den Beschluß faßte , das Hofgängerunwesen in der Landwirtschaft mit
aller Entschiedenheit zu bekämnsen und nicht eher zu ruhen , bis es
endlich beseitigt ist . Damit soll nicht gesagt sein gegen die Bcschäs -
tigung von J ' . meudlichen in der Landwirtschaft an sich. Im Gegen -
teil , der Deutsche Landarbeitervcrband wünscht , daß recht viel
Kinder der Landarbeiter sich zur landwirtschaftlichen Arbeil finden
mögen . Eben deswegen will er , daß dieses S y st e m beseitigt
wird und die landwirtschaftliche Arbeit wie jede andere Arbeit eine
freiwillige ist und zu Bedingungen erfolgt , die auch dem
jugendlichen Menschen ein auskömmliches und erträgliches Dasein
gewährleiste ». Das Kind eines Landarbeiters soll nicht länger mehr
schlechter gestellt sein als dos eines anderen Arbeiters .

Jeder sozial denkende und empfindende Mensch wird die Ab -
schaffung des Hofgängcrunwcsens billigen und sie unterstützen .

?ch ' eSsspruch im Lebensmitte ! - Großkanüel .
Einigung im kaffeegrohhandel .

. ie Unternehmer des Lsbensmittelgroßhandels hatten sowohl
den Mantel - als auch den Lohntarif zum 30. September gekündigt .
Da in den direkten Bei Handlungen «ine Einigung nicht erzielt werden
konnte , weil die Unternehmer erhebliche V e r s ch l « ch -
t « r u n g e n durchsetzen wollten , wurde der Schlichtungsaus -
schuß angerufen . Dieser fällt « einen Schiedsspruch , wonach
der Lohn - und Manteltaris unverändert bis zum 30. April
1927 verlängert w« rd - n soll . Diesem Schiedsspruch haben beide
Tarifparteicn zugestimmt .

»
Im Kaffeegrohhandel hatten die Unternehmer ebenfalls

den Lohntarif und den Mantelvertrag zum 30. September gekündigt
und Lohnabzüge und Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen be -
antragt . Inden direkten Ve r h a n d l u n gs n gelang es den
Vertretern des Verkehrsbundes , nicht nur die Verlängerung
beider Verträge bis zum IS . Mai 1927 durchzusetzen , sondern auch
« in « Lohnzulag « von 1 M. pro Woche . Das Ergebnis
der Verständigung ist also auch in diesem Falle besser als der
Schiedsspruch im Lebensmittelgroßhandel .

Lohnerhöhung in Sen Wurstfabriken .
Trotz entgegenstehendem Schiedsspruch .

Da durch den Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses vom
». Oktober keine Erhöhung der Löhne eintreten sollte , fanden noch -
mals mehrere Verhandlungen mit den Arbeitgebern statt . Deren
zweites Angebot wurde nunmehr durch Urabstimmung in den Beleg -
schaften angenommen . Demnach erhöhen sich die Löhne rückwirkend
ab 1. Oktober um 5 Pf . pro Stunde in allen Positionen .
Schlachtgesellcn erhalten pro Schlachttag eine Zulage von 1,50 M.
Das Lohnabkommen läuft bis 31. Dezember 1926 und kann mit vier -
zehntägiger Frist gekündigt werden .

Tarifbewcgung der Handelsarbeiter .
Die Branchenleitung der Handelsarbeiter hat gestern zu den

Vorschlägen der Unternehmer Stellung genommen . Deren Vor -
schlag , für Verheiratete mit Kindern in Zukunft 38,50 M. zu zahlen ,
wurde abgelehnt , weil dieser Vorschlag einen Abbau der Löhne
dieser Gruppe um 1,23 M. pro Woche bedeutet . Die Branchen -
leitung gab der Verhandlungskommission Vollmacht , nochmals
zu verhandeln , falls die Unternehmer sich dazu bereit erklären .
Als Verhandlungsbasis soll ein Wochenlohn von
39,50 M. gelten , das find 25 Pf . unter den früheren Tarifsätzen .

Auf dieser Grundlage darf aber nur dann eine Vereinbarung
getroffen werden , wenn die Unternehmer sich bereit erklären , den
M a n t e l t a r i f mit der von den Arbeitern geforderten A e n d e -
rung der Arbeitszeit zu verlängern . Diese Forderung
geht dahin , die durch den vorigen Zwangstarif festgesetzten Aus -
nahmebeftimmungen aufzuheben und die 4 8 st ü n -
dige Arbeitszeit wieder einzuführen . Die Handelsarbeiter
fordern weiter , daß keine Acndcrung der Löhne der Jugendlichen ,
jedoch eine wesentliche Erhöhung der Zuschläge bei den Chauffeuren
eintritt . Ohne die gleichzeitige Verlängerung des Mantcltarifes mit
der geforderten Acndcrung der Arbeilszeitbestimmungen lehnen die
Handelsarbeiter den Neuabfebwß eines Lohntarifcs ab . Es ist an -
zunehmen , daß beide Parteien noch im Laufe dieser Woche zu
neuen Verhandlungen kommen .

_

Fortzahlung öes Tariflohnes .
Trotz Kündigung des Tarifvertrages .

.>>,1 von Unternehmern häl fig angewandtes Mittel , die in
Tarifverträgen festgesetzten Löhne herab zudrücken , besteht
darin , den Tarifvertrag und die Einzelarbeitsoerträge zu k ü n -
d i g c n , um dann eincittg niedrigere Löhne fest zu -
fetzen , zu denen die Arbeiter bei dem heute unerträglichen Druck
des Aibeitsma ' . ktes vielfach weiterzuarbeiten gezwungen sind . Daß
aber für die Arbeiter auch die Möglichteil besteh ? sich die Weiter -
Zahlung der Tarif oh ic d rch r e ch t z e i » i g c n W i d e r s p r u ch

egen niedrigere Löhne zu erhalten , zeig folgender vom Gc -
oerbegericht in Zeitz entschiedener Fall :

Unternehmer kimdigien einen Tarifvertrag und die auf Grund
dieses Vertrags geschlossenen E' nzelarbeitsnertrage und veröffentlich -
tcn gleichzeitig in ihren Betrieben niedrigere Lohnsätze ,
bei deren Annahme durch die Arbester sie zu deren Weiterbefchäfti »
gung bereit waren . Vor Ablauf der genannten Verträge wider -

sprachen die Betriebsräte namens der Belegschaften den neuen
Löhnen und erklärten sich zur Weiterarbeit nur bei Fortzahlung
der Tariflöhne einverstanden , während die Unternehmer bekannt
machten , daß sie eine etwaige Westerarbest als Einverständnis
mit den neuen Lohnsätzen ansehen würden .

Trotz dieser beiderseitigen Erklärungen wurde die Arbeit in den
Betrieben fortgesetzt , die Unternehmer zahlten aber nur die
neuen Löhne . Der Klage de ? Arbeiter auf Fortzahlung der
Tariflöhne hat dos Gewerbegerichr mit folgender Begründung
stattgegeben :

Durch die Weiterarbeit der Arbeitnehmer sei das Arbeitsverhält
nis fortgesetzt worden , die Höhe der Löhne sei aber zwischen
den Parteien streitig geblieben , da angesichts der beiderseitigen
Erklärungen gegen die alten bzw . neuen Lohnsätze keine Per -
einbar u ng hierüber zustande gekommen sei. Das habe zur Folge ,
daß nach Z 612 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die „ ü bliche " Ber -

glltung als vereinbarter Lohn anzusehen sei , und falls sich,
wie im vorliegenden Falle , die Ueblichkeit nicht seststellen lasse , gemäß

315 , 316 des Bürgerlichen Gesetzbuchs der Lohn , der b i l l i -

gem Ermessen entspricht . Als solchen Lohn hat das Gewerbe -

gericht unter Würdigung der wirtschaftlichen Berhältnisse beider Pao
teien den Tariflohn angesehen , weil eine Bermutung dafür
spricht , daß Löhne in Tarifverträgen erfahrungsgemäß nach villi

gem Ermessen festgesetzt wurden und weil die beklagten Arbeitgeber
diese Vermutung nicht hätten widerlegen können .

Diese Entscheidung zeigt , daß auch das Bürgerliche Gesetzbuch ,
das bei arbeitsrechtlichen Entscheidungen leicht in Vergessenheit gerät ,
eine Handhabe bietet , um den Lohnarbeitern einen angemessenen
Lohn zu sichern . Zu beachten bleibt aber , daß eine Bindung der
Arbeiter an die neuen Lohnsätze nur deshalb nicht eintreten konnte ,
weil die Arbeiter diesen Lohnsätzen rechtzeitig wider -

sprachen hatten . Ohne solchen Widerspruch wäre die Weilerarbeit
der Arbeiter als Einverständnis mit den neuen Löhnen anzusehen
gewesen . _

Zum englischen öergarbeiterstreik .
Berichkerstalluag !

Mit der Ueberschriit : . Zunahme der Arbeitswilligen im eng -
lischen Kohlenbergbau " meldete W T B. aus London unterm
19. Oktober :

„ Wie amtlich mitgeteilt wird , ist die Zahl der zur Arbeit

zurückgekehrten Bergarbeiter seit gestern um 14 475 g e -

stiegen , so daß die Zahl der Arbeitenden 238 669 beträgt . Wie

außerdem mitgeteilt wird , arbeiten 5000 Bergarbeiter in verschiede -
nen Gruben in Northhumberland , die in diese Statistik nicht cinbc -

griffen sind . "
„ Verringerung der Zahl der Arbeitswilligen in den englischen

Gruben " ist die T. U. - M c l d u n g vom 19. Oktober aus London

überschrieben , die besagt :
„ Wie allgemein erwartet wurde , hat die Aufnahme der Tätigkeit

des Kriegsrates der Bergarbeiter in Nottingham zur Folge gehabt ,
daß sich die Zahl der Arbeitswilligen in den verschiedenen Gruben

verringert hat . In Nottingliamshire sind weitere
1425 Arbeiter den Gruben ferngeblieben , so daß
sich der Rückgang innerhalb von zwei Tagen aus
5 0 4 5 erhöht . Der Generalsekretär der Bergarbeiter , Cook , wurde
in Bassord von den Streikenden empfangen . Außerhalb des Gc -
bäudes , in dem der Kricgsrat der Bergarbeiter tagte , hatte sich eine
Anzahl von Streikenden eingefunden , die Cook bcgeisterk empsingen .
Cook lehnte es jedoch ab , eine Rede zu halten . Der Kricgsrat der

Bergarbeiter wird morgen erneut zusammentreten , am Freitag
werden die Führer der Gewerkschaften wieder nach London zurück -
kehren , um an der Tagung des Zcntralrates des Gewerkschafts .
kongresses teilzunehmen . In R ö t t i g h a m s h i r c sind heute
68246 Mann gegen 80000 am vergangenen Sonnabend zur
Arbeit erschienen . "

Nach dem im heutigen Morgenblatt des „ Vorwärts " verösfent »
lichten Drahtbericht unseres Londoner Korrespon -
d e n t e n vom 19. Oktober sind am Montag , den 18. Oktober ,
etwa 70000 Mann weniger zur Arbeit erschienen , am

gestrigen Dienstag aber nach dem Bericht des „ Daily Herrnd "
weitere 13000 bis 14000 Mann der Arbeit ferngeblieben .

Die Faschisten gegen Cook .

London , 19. Oktober . ( EP . ) Der Kricgsrat der Grubenarbeiter
hielte heute in Basford in der Grafschaft Rotlinghamshirc eine

Sitzung ab . Es waren umfangreiche Maßnahmen gc -
troffen worden , um die Delegierten gegen faschistische
Uebergrifse zu schütze », besonders seitdem Cook in der letzten
Nacht vor seinem Hotel knapp der Gefahr entgangen war ,
entführt zu werden . Es wurde beschlossen , die Kampagne
zugunsten des Streiks in den Grafschaften Nottinghamshlre , Derby -
shire , Lancastershire und allen anderen Grafschaften zu verstärken ,
wo bereits wieder eine größere Zahl Arbeitswilliger gezählt wird .
Heute beträgt deren Zahl 238 669 oder 14 475 mehr als vorgestern . "

Im letzten Satz wird der f a l > ch « amtliche Bericht wiederholt .

Was Woskau fordert .
In einem Aufruf der KP . Großbritanniens wird gefordert :

Sturz der konservativen Regierung , Auflösung des Parlaments , Ein -

setzung einer wirklichen (d. h. k o m m u n i st i s ch e n) Arbci . erregte -

rung unter Kontrolle des Proletariats zur sofortigen Durchführung
der entschädigungslosen Enteignung der Bergwerke , Einführung der
Arbeiterkontrolle und zur Organisierung der Kohlensperre . Reben -
bei : die sofortige Einberufung eines Gewerkschaftskongresses .

Die Zahl der unlersiüßlen Arbeitslosen in Wien ist in der

ersten Oktoberhälfte um 1929 auf 7 5 80 4 zurückgegangen .
Die Arbeilslosenzisser in England betrug am 11. Oktober

1536 300 , 36 400 weniger als in der Vorwoche , aber noch 277 475

mehr als in der gleichen Zeit des Vorjahres . Die streikenden Berg -
arbeitcr sind dabei nicht mitgezählt .

Sport .
Polizeiboxkämpfe .

Der Polizeisportverein veranstaltet « im Saalbau
Friedrichshain wieder einen größeren Boxkampfabend , auf
dem man gute Kämpfe , wie man es im allgemeinen von Amateuren
gewöhnt ist , zu sehen bekam . Bereits vor Beginn war der große
Saal ausverkauft . Nach einem Einleitungstreffen stiegen die Fliegen -
gewichtler Schmidt PSV . und Garbe Astoria in den Ring .
Schmidt siegte knapp nach Punkten . Einen großen und harten
Kampf lieferten sich im Halbschwergewicht A n s o r g PSV . und
der Maccabi - Boxer P r a i s. Beide Gegner waren sehr auf Deckung
bedacht , trotzdem gab es «inen flotten Kampfverlauf . Prais konnte

' chließlich mit einem knappen Punktvorsprung aus dem

Ring gehen , der aber genügte , ihm einen Punktsieg zu geben .
Eine Sensation bildete der Schwergewichtskampf zwischen Daniel -
Ruhrort und L u g w i tz - Astoria . Daniel konnte trotz seiner größeren
Routine bei Lugwitz , der als Neuling ebenso vorsichtig wie klug
boxte , nicht einkommen . In der zweiten Runde zeigte sich sogar ein «
klare Ueberlegenheit Lugwitz ' , dem auch nach drei Runden ein v e r -
dienter Punktsieg zugesprochen wurde . Sonst siegten noch
nach Punkten : Onderka II PSV . über Samuel - Maccabi , Onderka I
PSV . über Hosfe - Astoria , Geikowski PSV . über Mannert BE . 13,
Rick « Tenn . Bor . über Riemann I PSV . , Frey - Heros über Blümel
PSV . , Schiew « PSV . und Pautz I - Anklam trennten sich unern -
schieden .
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